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Anfechtbarkeit einer Kommissions-
entscheidung betreffend
einen nationalen Allokationsplan
Steht die Nichtigkeitsklage gegen eine Kommissions-E über die Genehmigung/
Nichtgenehmigung eines NAP tatsächlich nur dem betroffenen MS zu? Nach der
bisherigen Rspr des EuGH zur Klagslegitimation nach Art 230 EGV hat – im österr
Emissionshandelssystem – neben der Republik wohl auch ein betroffenes Unter-
nehmen die Möglichkeit, die Nichtigkeitsklage zu erheben.
Von Peter Sander
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A. Rechtsrahmen

Das mit der Emissionshandels-RL1) geschaffene System
fußt auf dem Prinzip, dass die in Anh I der RL genann-
ten Anlagenbetreiber im Ausstoß von Treibhausgasen
durch die ihnen zugeteilte und/oder erstandene Menge
an Emissionszertifikaten beschränkt sind.2) Dieses
Emissionshandelssystem schreibt den einzelnen MS
vor, für bestimmte Handelsperioden im Rahmen eines
sog nationalen Allokationsplans (NAP) festzulegen, wie
viele Zertifikate sie insgesamt für den Zeitraum zuzu-
teilen beabsichtigen und wie sie diese zu verteilen ge-
denken (Art 9 Abs 1). Die einzelnen MS haben sich
bei der Erstellung dieser NAP an bestimmte in Anh III
der Emissionshandels-RL angeführte Kriterien zu hal-
ten,3) der Komission kommt das Recht zu, den ge-
samten NAP eines MS oder einen Teil davon abzuleh-
nen, wenn er bestimmte Kriterien nicht erfüllt (Art 9
Abs 3). Die MS sind weiters verpflichtet, den NAP zu-
mindest 18 Monate vor Beginn des betreffenden Zeit-
raums4) zu veröffentlichen und der Kom sowie den üb-
rigen MS zu übermitteln. Die Kom prüft daraufhin die
Vereinbarkeit des jeweiligen NAP mit den in Art 10
Emissionshandels-RL und Anh III festgelegten Krite-
rien. Lehnt die Kom einen NAP ab, so ist es dem

betroffenen MS untersagt, Zuteilungen und Vergaben
von Zertifikaten durchzuführen, sofern diese nicht
von der Kom akzeptiert werden. Art 9 Abs 3 letzter
Satz der Emissionshandels-RL normiert eine Begrün-
dungspflicht der Kom für ablehnende E.

In Umsetzung der Emissionshandels-RL ist in
Österreich das Emissionszertifikategesetz erlassen wor-
den.5) Dessen § 11 Abs 1 normiert die Verpflichtung
des BMLFUW (im Einvernehmen mit dem BMWA
und dem BMF) für die einzelnen Handelsperioden6) je-
weils ein Planungsdokument als Entscheidungsgrund-
lage für die Zuteilung der einzelnen Emissionszertifi-
kate zu entwerfen. Dieses Planungsdokument ist der
von der Emissionshandels-RL geforderte NAP. Im Zuge
der Erstellung dieses NAP haben insb die betroffenen
Anlageninhaber (§ 11 Abs 9 EZG) sowie bestimmte Öf-
fentlichkeits- und Interessenvertretungen (§ 11 Abs 10
EZG) Stellungnahmerechte, um so sämtlichen vom In-
halt des NAP betroffenen Unternehmen ein Mitwir-
kungsrecht an der Erstellung des NAP einzuräumen.
Ein – für die weitere Untersuchung in diesem Beitrag
– wesentliches inhaltliches Element des NAP stellt eine
Liste sämtlicher unter das EZG (und damit unter die
Emissionshandels-RL) fallenden Anlagen unter Angabe
der Anzahl der Emissionszertifikate dar, welche für die
einzelnen Anlagen vorgesehen sind (§ 11 Abs 6 EZG).
Diese Liste enthält eine abschließende Aufzählung
der Anlagen, auf die die im NAP vorgesehenen Emissi-

1) RL 2003/87/EG des EP und des Rates v 13. 10. 2003 über ein Sys-
tem für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Ge-
meinschaft und zur Änderung der RL 96/61/EG des Rates, ABl
L 275 v 25. 10. 2003, 32 idF der RL 2004/101/EG des EP und
des Rates v 27. 10. 2004 zur Änderung der RL 2003/87/EG über
ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in
der Gemeinschaft iSd projektbezogenen Mechanismen des Kyoto-
Protokolls, ABl L 338 v 13. 11. 2004, 18.

2) Siehe zum Emissionshandel umfassend Hendler/Marburger/Rein-
hardt/Schröder (Hrsg), Emissionszertifikate und Umweltrecht (2004).

3) Zusätzlich hat die Kom noch zwei Leitlinienpapiere gem Art 9 Abs 1
Emissionshandels-RL erstellt: KOM (2003) 830 endg und KOM
(2005) 703 endg.

4) Für die am 1. 4. 2008 beginnende nächste Handelsperiode wäre
dies daher der 31. 12. 2006 gewesen. Tatsächlich hat Österreich
den hier gegenständlichen NAP erst am 10. 1. 2007 an die Kom
übermittelt.

5) Bundesgesetz über ein System für den Handel mit Treibhausgas-
emissionszertifikaten, Emissionszertifikategesetz – EZG, BGBl I
2004/46 idF BGBl I 2006/171.

6) Die erste Handelsperiode dauerte von 2005 bis 2007. Ab dem Jahr
2008 sind jeweils fünf Jahre dauernde Handelsperioden vorgesehen.
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onszertifikate tatsächlich aufgeteilt werden.7) Sämtliche,
weil bspw nach Erstellung und Übermittlung des NAP
an die Kom errichteten, nicht im NAP enthaltenen An-
lagen sind als sog neue Marktteilnehmer gem § 3 Z 5
EZG zu behandeln und werden aus der im NAP vorzu-
sehenden Reserve bedient (§ 11 Abs 4 und § 13 Abs 5
EZG).

Auf Basis des – von der Kom genehmigten – NAP
werden in einem zweistufigen Verfahren nach § 13
EZG zunächst mittels Zuteilungs-V und darauf basie-
rend mit jährlichen, direkt an die Anlagenbetreiber ge-
richteten Bescheiden die Zuteilungen der im NAP fest-
gelegten Emissionshandelszertifikate vorgenommen.

B. Entscheidung der Komission über
den NAP

Gem Art 9 Emissionshandels-RL kommt – wie oben
unter A. bereits dargelegt – der Europäischen Kom die
Berechtigung zu, einen NAP anhand der in Anh III
und Art 10 der RL enthaltenen Kriterien zu überprüfen
und allenfalls abzulehnen. Die E der Kom hat dabei an
den MS als Ersteller und Übermittler des NAP zu erge-
hen. Es handelt sich daher um eine E gem § 249 EGV,
wobei die Adressaten der E in ihr entweder ausdrück-
lich genannt oder zumindest durch Auslegung indivi-
dualisierbar sein müssen.8) Daraus folgt freilich, dass
eine E immer nur unmittelbare Rechtsverbindlichkeiten
für die Adressaten der jeweiligen E bewirken kann, was
grundsätzlich auch für an MS gerichtete E gilt. Der
EuGH hat jedoch bereits in den 1970er Jahren festge-
stellt, dass E, die an MS gerichtet sind, auch über ihren
förmlichen Adressatenkreis hinaus unter ähnlichen
Voraussetzungen wie RL unmittelbare Wirkungen für
Individuen in den von der E betroffenen MS erzeugen
können.9) Auf diesem Grundgedanken beruhen auch
die weiteren Ausführungen.

Da die Kom die Möglichkeit hat, einen NAP entwe-
der zu genehmigen oder die Genehmigung zu versagen,
der NAP aber einen so hohen Detaillierungsgrad auf-
weist, dass für die Zuteilung mittels Verordnung und
Bescheid gem § 13 EZG kein nennenswerter Spielraum
für bereits im NAP gem § 11 Abs 6 EZG aufgelistete An-
lagen verbleibt, sind die Betreiber dieser Anlagen jeden-
falls unmittelbar von der Kommissions-E betroffen. Da-
her stellt sich in weiterer Folge die Frage, ob nicht ein
betroffenes Unternehmen (ein Betreiber einer im NAP
aufgelisteten Anlage) uU direkt gegen eine positive E
der Europäischen Kom über einen NAP vorgehen kann.
Wie im Folgenden zu zeigen sein wird, steht mE auf-
grund der Rspr-Praxis der Kommission, nach der auch
negative E nur in dem von der Kom in der ablehnenden
E selbst vorgegebenen Ausmaß abgeändert und neuer-
lich vorgelegt werden dürfen, wohl auch ein entspre-
chendes Anfechtungsrecht hinsichtlich negativer E.

In Frage für ein solches Vorgehen kommt eine Nich-
tigkeitsklage gem Art 230 EGV. Dass Österreich als
Adressat der E der Kom ein Klagerecht gem Art 230
EGV besitzt, steht außer Zweifel, da MS zu den sog pri-
vilegierten Klagsberechtigten nach Art 230 Abs 2 EGV
zählen.10) Es bedarf also insb keines spezifischen Rechts-
schutzinteresses, einer individuellen und/oder unmit-

telbaren Betroffenheit (was im gegenständlichen Fall
wohl hinsichtlich Österreichs als Entscheidungsadressat
ohne nähere Prüfung gegeben wäre), MS können un-
mittelbar auf Grundlage des Art 230 Abs 2 EGV Klage
erheben.11) Gegen die E der Kom über die Genehmi-
gung oder Ablehnung des NAP kann Österreich daher
jedenfalls direkt vorgehen.12) Um die Klagsbefugnis
sonstiger natürlicher und juristischer Personen, die
nicht unmittelbare Adressaten der E sind, zu untersu-
chen, bedarf es einer näheren Erörterung der Vorausset-
zungen des Art 230 Abs 4 EGV.

C. Klagsbefugnis nach Art 230 Abs 4 EGV

Gem Art 230 Abs 4 EG kann jede natürliche oder juris-
tische Person wegen Unzuständigkeit, Verletzung we-
sentlicher Formvorschriften, Verletzung des Vertrags
oder einer bei seiner Durchführung anzuwendenden
Rechtsnorm oder Ermessensmissbrauchs gegen eine
an sie ergangenen E Nichtigkeitsklage erheben. Natürli-
che oder juristische Personen können gegen eine E nach
Art 230 Abs 4 EGV aber auch dann vorgehen, wenn die
E nicht direkt an sie gerichtet ist, sofern sie durch die E
unmittelbar und individuell betroffen sind. Die Ver-
tragsbestimmungen über die Nichtigkeitsklage verlan-
gen daher, dass der sog nicht privilegierte Kl13) in einer
qualifizierten Beziehung zum Klagsgegenstand steht,14)

also – um in der österr Diktion zu bleiben – ein spezifi-
sches Rechtsschutzinteresse oder ein sonstiges rechtli-
ches Interesse nachweisen kann.15) Eine individuelle
und unmittelbare Betroffenheit liegt jedenfalls dann vor,
wenn der Kl unmittelbarer Adressat der anzufechtenden
E ist,16) in allen anderen Fällen muss der Kl die unmittel-
bare und individuelle Betroffenheit durch die anzufech-
tende E im Zeitpunkt der Klagseinbringung nachwei-
sen.17) Da sich die Betroffenheit einer natürlichen oder
juristischen Person durch eine an eine andere Person ge-
richtete E aus den spezifischen Besonderheiten dieser E
und des ihr zugrunde liegenden Sachverhalts sowie des
Rechtsrahmens, in den die E hineinwirkt, ergibt, kann

7) Vgl in diesem Zusammenhang die Regel des § 11 Abs 7 EZG, wo-
nach sämtliche Anlagen, die spätestens eine Woche vor Übermitt-
lung des NAP an die Kom über eine anlagenrechtliche Genehmigung
erster Instanz verfügen, in den NAP aufzunehmen sind, wenngleich
diese Bestimmung in der Praxis zu großen Problemen geführt hat
und auch rechtlich nicht unumstritten ist; s dazu va Strack/Solt,
Emissionszertifikategesetz 41; Sorgo, EZG-Kommentar § 11 Rz 10.

8) Vgl zur Definition der E und insb zur Abgrenzung von VO zB EuGH
Rs C-97/86 ua, Rz 12, Asteris/Kommission; EuGH Rs C-398/89,
Rz 15 ff, Gibraltar/Graz; EuGH verb Rs 16 u 17/62, Confédération
nationale des producteurs de fruits et légumes/Rat; EuGH Rs 147/
83, Rz 13, Binderer/Kommission.

9) Siehe dazu bereits EuGH Rs 9/70, Leberpfennig.
10) Siehe dazu näher Cremer in: Calliess/Ruffert, Art 230 Rz 21; Leng-

gauer in: Mayer, Art 230 Rz 9 ff.
11) Vgl in diesem Zusammenhang EuGH, Rs 45/86, Rz 3, Kommission/

Rat; EuGH Rs 131/86, Rz 6, Vereinigtes Königreich/Rat.
12) Siehe dazu ausführlich Bezemek, Hybride Rechtsakte und normative

Zuteilungspläne, ZfV 2007, 616.
13) Im Unterschied zu natürlichen und juristischen Personen iSd Art 230

Abs 4 EGV müssen Kl nach Art 230 Abs 2 und 3 EGV kein spezifi-
sches Rechtsschutzinteresse nachweisen. Siehe zur terminologi-
schen Unterscheidung von privilegierten und nicht privilegierten Kl
zB Cremer in: Calliess/Ruffert, EUV/EGV-Kommentar3, Art 230
Rz 21; Lenggauer in: Mayer, Art 230 Rz 13 ff.

14) Cremer in: Calliess/Ruffert, EUV/EGV-Kommentar3, Art 230 Rz 44.
15) Lenggauer in: Mayer, Art 230 Rz 18.
16) EuG Rs T-112/97, Rz 49 f, Monsanto/Kommission.
17) ZB EuG Rs T-58/92, Andrew Macrae Moat/Kommission.
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es sich immer nur um eine auf den konkreten Einzelfall
bezogene Beurteilung handeln. Dennoch lassen sich aus
der bisherigen Rspr der Gemeinschaftsgerichte einige
Anhaltspunkte herausarbeiten:

1. Betroffenheit
Soweit ersichtlich gibt es jedenfalls zwei Judikate, in de-
nen EuGH bzw EuG die Betroffenheit iSd Art 230 Abs 4
EGV im Rahmen einer separaten Prüfung untersucht
haben,18) zumeist wird die Klagsbefugnis von juristi-
schen oder natürlichen Personen hinsichtlich der un-
mittelbaren und individuellen Betroffenheit unter ei-
nem geprüft.19) Zusammenfassend kann dazu festge-
stellt werden, dass jemand immer dann als betroffen
anzusehen ist, wenn er durch den zu bekämpfenden
Rechtsakt beschwert ist. Insofern ist die Beschwer als
spezifisches Rechtsschutzinteresse des Kl an der Aufhe-
bung der bekämpften E anzusehen.20) Nachdem es in
der Praxis hinsichtlich des Vorliegens oder Nichtvorlie-
gens der Betroffenheit selten Unklarheiten gibt, viel-
mehr die Unmittelbarkeit und die individuelle Betrof-
fenheit (quasi als Individualisierbarkeit ohne Betroffen-
heit) die wesentlich größeren Hürden darstellen, wird
auf ein weiteres und genaueres Eingehen auf die Betrof-
fenheit an dieser Stelle verzichtet.

2. Unmittelbarkeit
Als unmittelbar betroffen sind nur jene Personen zu be-
zeichnen, in deren Rechte die E selbst oder die durch die
E geänderte oder zu ändernde Rechtslage tatsächlich
eingreift.21) Daraus folgt zunächst einmal, dass an MS
gerichtete E eines Gemeinschaftsorgans grundsätzlich
nicht in die Rechte Einzelner eingreifen.22) Dennoch
gibt es E, die MS zur Umsetzung verpflichten wobei ih-
nen für diese Umsetzung keinerlei Ermessensspielraum
zukommt. In diesem Fall ist der eben erwähnte Grund-
satz, dass Einzelne durch an MS gerichtete E nicht un-
mittelbar betroffen sein können, nicht anzuwenden, da
der Zwischenschritt der nationalen Umsetzung durch
den jeweiligen MS zu keiner inhaltlichen Änderung
der E des Gemeinschaftsorgans führen kann und sich
die unmittelbare Betroffenheit daher bereits direkt aus
der an den MS gerichteten E ergibt.23) Die unmittelbare
Betroffenheit wird aufgrund der gemeinschaftsrechtli-
chen Verpflichtung zur Umsetzung der betreffenden E
als gegeben angenommen:24) Die in der E an den MS
enthaltenen Rechtsfolgen würden sich für eine natürli-
che oder juristische Person nämlich nur dann nicht ver-
wirklichen, wenn der MS seiner gemeinschaftsrechtli-
chen Pflicht zur Umsetzung nicht nachkommen würde.
Ein solches gemeinschaftsrechtswidriges Verhalten ist
den MS jedoch nicht zu unterstellen.

Nichts anderes gilt, wenn die anzufechtende E nicht
an einen MS, sondern an einen anderen Privaten ge-
richtet war. Auch hier ist davon auszugehen, dass der
Adressat der E die ihm durch die E auferlegten Pflichten
oder eingeräumten Rechte auch tatsächlich wahrneh-
men wird, sodass immer dann von einer unmittelbaren
Betroffenheit auszugehen ist, wenn kein hoheitlicher
Rechts- und/oder Umsetzungsakt durch die MS mehr
notwendig ist.

3. Individualität
Um das Kriterium der Individualisierbarkeit gem
Art 230 EGV zu fassen, ist es notwendig, die Judikatur
der letzten fast 50 Jahre zu analysieren. So hat der
EuGH mit seiner E in der Sache Plaumann definiert,
dass ein anderer als der Adressat einer E nur dann als
individuell betroffen anzusehen ist, wenn die E ihn we-
gen bestimmter persönlicher Eigenschaften oder beson-
derer, ihn aus dem Kreis der übrigen Personen heraus-
hebender Umstände berührt und ihn daher in ähnlicher
Weise individualisiert wie den Adressaten.25) Gemäß der
mit dieser E begründeten sog Plaumann-Formel ist es
jedoch nicht ausreichend, als Markt- und Wettbewerbs-
teilnehmer ganz allgemein von einer Maßnahme betrof-
fen zu sein, sondern der EuGH stellt regelmäßig auf den
individuellen Sachverhalt ab, wobei eine gewisse Dauer-
eigenschaft des Betroffenen (zB Teilnehmer am Markt)
nicht ausreichen sollte, sondern stattdessen der Kreis
der Betroffenen im Zeitpunkt der E nach Zahl und Per-
sonen feststehen muss.26)

In den 80er Jahren hat die Gemeinschaftsgerichts-
barkeit (va im Bereich des Wettbewerbsrechts27)) in
der Beteiligung am vorangegangenen Verwaltungsver-
fahren gleichsam grundsätzlich eine ausreichende Indi-
vidualisierung im Lichte des Art 230 Abs 4 EGV aner-
kannt,28) wenngleich die Verfahrensbeteiligung keine
notwendige Voraussetzung für die Klagsbefugnis nach
Art 230 Abs 4 EG darstellt, sofern die individuelle Be-
troffenheit auch anderweitig entsprechend nachgewie-
sen werden kann.29)

18) EuGH Rs 62/70, Rz 4 ff, Pock/Kommission; EuG Rs T-86/96,
Rz 43 f, Hapag-Lloyd/Kommission.

19) Cremer in: Calliess/Ruffert, EUV/EGV-Kommentar3 Art 230 Rz 45.
20) Der EuGH nimmt das Vorliegen einer solchen Beschwer immer dann

an, wenn durch den angefochtenen Rechtsakt in die rechtlich ge-
schützte Interessensphäre des Betroffenen eingegriffen wird, zB
EuGH verb Rs 10 u 18/68, Rz 7 ff, Eridania/Kommission; vgl zB zur
Beschwer als Rechtsmittelvoraussetzung in der österr Zivilprozess-
ordnung mit weiteren Nachweisen Fasching, Grundriss des österrei-
chischen Zivilprozessrechts2 Rz 1709 ff.

21) Anhand des Kriteriums der Unmittelbarkeit soll der Kreis der Klags-
befugten dahingehend definiert werden, dass ein überwiegender Teil
von Personen vom aktiven Klagsrecht ausgeschlossen wird
(Schwarze, Rechtsschutz Privater gegenüber normativen Rechtsak-
ten im Recht der EWG, in: FS Schlochauer [1981] 936).

22) ZB EuGH Rs 92/78, Rz 27 ff, Simmenthal/Kommission.
23) EuGH verb Rs 41 bis 44/70, Rz 23 ff, International Fruit Company/

Kommission; EuGH Rs 113/77, Rz 11, NTN Toyo Bearing Compa-
ny/Rat; EuGH Rs 222/83, Rz 12, Differdange; Lenggauer in: Mayer,
Art 230 Rz 24 f; Cremer in: Calliess/Ruffert, EUV/EGV-Kommentar3
Art 230 Rz 46; Koch, Die Klagsbefugnis Privater gegenüber europäi-
schen Entscheidungen gem Art 173 Abs 2 EWG-Vertrag, 240.

24) Vgl in diesem Zusammenhang auch Art 10 EG; der EuGH hat aber
auch bereits hinsichtlich einer E, die einen MS zu einer Maßnahme
ermächtigt und nicht verpflichtet, eine unmittelbare Betroffenheit
von natürlichen und juristischen Personen bereits durch die bloße
aber hinreichend ernst gemeinte Ankündigung des MS, von der Er-
mächtigung auch Gebrauch zu machen, bejaht (EuGH Rs 11/82,
Rz 7 ff, Piraiki-Patraiki/Kommission).

25) EuGH Rs 25/62, Plaumann/Kommission.
26) ZB EuGH verb Rs 106 u 107/63, Töpfer/Kommission; EuGH verb Rs

41 bis 44/70, Rz 16 ff, International Fruit Company/Kommission.
27) Etwas zu verallgemeinert scheint mE jedoch die Ansicht zu sein,

dass die individuelle Betroffenheit aufgrund der Verletzung rechtlich
geschützter Verfahrensrechte nur den Bereichen des Wettbewerbs-
rechts und der Beihilfenordnung zuzuordnen ist; so aber Lenggauer
in: Mayer, EGV-Kommentar, Art 230 EG Rz 33.

28) ZB EuGH Rs 169/84, Rz 23 f, COFAZ/Kommission; EuGH Rs
C-198/93, Rz 23, Cook/Kommission; EuGH Rs 264/82, Rz 12 ff,
Timex/Rat und Kommission; EuGH Rs 191/82, Rz 30, Fediol I/Kom-
mission; EuG, Rs T-2/93, Rz 44 ff, Air France/Kommission.

29) Vgl EuGH Rs-C 106/98, Rz 41, Comité dans de Pris de la Société
Française de Production/Kommission; sowie die stRspr des EuG
wie bspw in Rs T-12/93, Rz 47 ff, Comité Central d'Entreprise de la
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Als weitere Voraussetzung ist in einigen E darauf ab-
gestellt worden, ob eine erhebliche und spürbare Beein-
trächtigung der Markt- oder Wettbewerbsposition des
Kl vorliegt, die ihn hinreichend individualisieren würde,
wie es zB dann der Fall sein kann, wenn man der einzige
Hersteller des von der angefochtenen E betroffenen Pro-
dukts wäre.30) Damit durchaus vergleichbar ist die Be-
gründung des EuG, dass eine ausreichende Individuali-
sierbarkeit des Kl dann vorliegt, wenn das Gemein-
schaftsorgan aufgrund gemeinschaftsrechtlicher Nor-
men31) verpflichtet war, für die Erlassung der E die
Lage bestimmter Personen zu berücksichtigen, zu deren
Kreis der Kl zählt.32) Anders ausgedrückt: Eine Person,
die nicht Adressat der zu bekämpfenden E ist, kann
dann als ausreichend individualisiert angesehenwerden,
wenn zur Erlassung der E gewisse diese Person schütze-
nde Normen beachtet worden sind (oder zumindest
hätten werden müssen).

4. Vermeintliche Judikaturwende
zur Jahrtausendwende

Im U in Sachen Jégo Quéré, das im hier vorliegenden
Fall als Exkurs behandelt wird, da es um die Anfechtung
einer VO ging und eine direkte Vergleichbarkeit mit der
Bekämpfung einer E daher nicht gegeben ist, versuchte
das EuG, die individuelle Betroffenheit neu zu definie-
ren.33) Wie das Gericht in seinem U ausführte, stand
dem Kl kein gemeinschaftsrechtlicher oder nationaler
Rechtsbehelf zur Verfügung, der nach Ansicht des
EuGH für einen geeigneten und effizienten Rechts-
schutz hinsichtlich der Beseitigung der Rechtsfolgen
der VO gesorgt hätte. Um dennoch einen effizienten
Rechtsschutz zu gewährleisten, schlug das EuG vor,
die individuelle Betroffenheit von natürlichen oder ju-
ristischen Personen bereits dann anzunehmen, wenn
diese von einer allgemeinen Gemeinschaftsnorm in ih-
rer Rechtsposition unzweifelhaft und gegenwärtig be-
einträchtigt sind, da ihre Rechte eingeschränkt oder
aber ihnen Pflichten auferlegt werden.34) Im Gegensatz
zur früheren Judikatur stellte das EuG in seiner E nicht
mehr auf eine allfällige Verfahrensbeteiligung,35) den
Kreis der Betroffenen,36) eine spürbare Beeinträchtigung
der Marktposition37) oder allfällige andere Vorausset-
zungen ab, sondern im Wesentlichen ausschließlich
auf den effizienten Rechtsschutz.

Im U Jégo Quéré ist allerdings keine Trendwende zu
sehen, den Kreis der aktiv klagsberechtigten Personen
nach Art 230 Abs 4 EGVunter Berufung auf den ausrei-
chenden und effizienten Rechtsschutz auszuweiten.
Zum einen gibt es bis zum heutigen Tag keine weiteren
Judikate der Gemeinschaftsgerichte, die annehmen las-
sen würden, dass EuG oder EuGH erneut so rechts-
schutzfreundlich entscheiden würden, sodass man kei-
nesfalls von gesicherter Rspr ausgehen kann. Auf der
anderen Seite hat der EuGH (annähernd zeitgleich
mit dem EuG in der Sache Jégo Quéré) die Argumenta-
tion, auf die sich das EuG gestützt hat, ausdrücklich ver-
worfen38) und ist nicht von der Plaumann-Formel abge-
gangen: Betrachtet man die Schlussanträge des GA Ja-
cobs in der Sache Unión de Pequeños Agricultores,39) so
erkennt man dort eine ähnliche auf den effektiven
Rechtsschutz abstellende Argumentation, wie sie das

EuG in der Rechtssache Jégo Quéré heranzog.40) Nach
den Schlussanträgen des GA Jacobs sollte die individu-
elle Betroffenheit immer bereits dann angenommen
werden, wenn die Handlung des Gemeinschaftsorgans
erhebliche Auswirkungen auf die Interessen des von
der Handlung nicht als Adressat direkt Betroffenen ha-
ben kann. Der EuGH ist dieser Argumentation nicht ge-
folgt, da sie mit dem Wortlaut des Vertrags nicht im
Einklang stehe und einen faktischen Wegfall des Klags-
erfordernisses der individuellen Betroffenheit darstel-
le.41) Der EuGH gab zudem gleichzeitig einen Hin-
weis darauf, dass das gemeinschaftsrechtliche Rechts-
schutzsystem im Vertrag (insb in den Art 230, 231
und 234 EG) als abschließend geregelt anzusehen sei
und die MS jedoch eine darüber hinausgehende Pflicht
treffe, entsprechende innerstaatliche Rechtsschutzsys-
teme vorzusehen.42)

Auch das EuG hat in jüngerer Zeit die Argumen-
tation des U Jégo Quéré nicht mehr aufgegriffen, son-
dern iSd restriktiveren Plaumann-Formel entschie-
den.43)

5. Zusammenfassung der Voraussetzungen
des Art 230 Abs 4 EGV

ISd eben analysierten Judikatur können daher die drei
Merkmale Betroffenheit, Unmittelbarkeit und Indivi-

Société Anonyme Vittel/Kommission oder Rs T-442/93, Rz 48 f,
AAC/Kommission.

30) Vgl EuG Rs T-13/99, Rz 125, Pfizer Animal Health/Rat; EuG Rs T-70/
99, Rz 118, Alpharma/Rat.

31) Solche gemeinschaftsrechtlichen Normen sind nicht nur in den ein-
zelnen Verträgen enthalten, sondern können zB in der Akte über
den Beitritt eines MS oder aber – wie im Fall Antillean Rice Mills (EuG
verb Rs T-480 u 483/93) – in einem Assoziierungsbeschluss enthal-
ten sein.

32) EuG verb Rs T-480 u 483/93, Rz 67, Antillean Rice Mills NV/Kom-
mission; EuG verb Rs T-84 u 484/93, Rz 61, Vereniging van Export-
eurs in Levende Varkens/Kommission.

33) EuG Rs T-177/01, Rz 45 f, Jégo Quéré/Kommission.
34) EuG Rs T-177/01, Rz 51, Jégo Quéré/Kommission.
35) So aber zB EuGH Rs 169/84, Rz 23 f, COFAZ/Kommission; EuGH

Rs-C 198/93, Rz 23, Cook/Kommission; EuGH Rs 264/82, Rz 12 ff,
Timex/Rat und Kommission; EuGH Rs 191/82, Rz 30, Fediol I/Kom-
mission; EuG, Rs T-2/93, Rz 44 ff, Air France/Kommission.

36) EuGH Rs 25/62, Plaumann/Kommission.
37) ZB EuG Rs T-13/99, Rz 125, Pfizer Animal Health/Rat; EuG Rs T-70/

99, Rz 118, Alpharma/Rat.
38) EuGH Rs C-263/02, Rz 33 f, Jégo Quéré; in diesem U führt der

EuGH ua aus, dass eine Nichtigkeitsklage vor dem Gemeinschafts-
recht jedenfalls auch dann nicht möglich ist, wenn sich ergäbe, dass
der Einzelne nach den einzelnen Verfahrensvorschriften die Gültigkeit
der beanstandenden Gemeinschaftshandlung erst in Frage stellen
kann, wenn er gegen diese Handlung verstoßen hat und beschreibt
damit ein der österr Verfassungsgerichtsbarkeit unter dem Titel „Zu-
mutbarkeit des Rechtswegs“ bekanntes Rechtsinstitut (vgl dazu Hie-
sel, Die Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofs zur Zulässig-
keit von Individualanträgen, ÖJZ 1998, 841; grundsätzlich dazu auch
VfSlg 11.481; VfSlg 13.585; VfSlg 14.260).

39) GA Jacobs, Schlussanträge zu EuGH Rs-C 50/00, Unión de Peque-
ños Agricultores/Rat.

40) Die Schlussanträge sind v 21. 3. 2002, die E des EuG in der Sache
Jégo Quéré wurde am 3. 5. 2002 getroffen.

41) EuGH Rs C-50/00, Rz 44 ff, Unión de Pequeños Agricultores/Rat;
EuGH Rs C-263/02, Rz 30 f, Jégo Quéré.

42) EuGH Rs C-50/00, Rz 40 f, Unión de Pequeños Agricultores/Rat,
EuGH Rs C-263/02, Rz 30 f, Jégo Quéré. Die Verpflichtung der
MS zur Schaffung eines effizienten innerstaatlichen Rechtsschutz-
systems ergibt sich nach dem EuGH aus dem in Art 10 EG aufge-
stellten Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit.

43) ZB EuG Rs T-94/00, Rz 50, Rica Foods/Kommission; Rs T-155/02,
Rz 41, VVG/Kommission.
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dualisierbarkeit des Art 230 Abs 4 EGV wie folgt umris-
sen werden:

Ü Die Anforderungen an die Betroffenheit sind darauf
beschränkt, dass der Kl durch den anzufechtenden
Rechtsakt beschwert ist.

Ü Unmittelbarkeit ist für einen Nicht-Adressaten der
anzufechtenden E dann gegeben, wenn eine ge-
meinschaftsrechtlich begründete Pflicht des Adres-
saten zur Umsetzung der E besteht, ohne dass die-
sem ein Ermessensspielraum eingeräumt ist, und
der Nicht-Adressat von den Rechtsfolgen der E (al-
lenfalls eben über den „Umweg“ einer nationalen
Umsetzung) beeinträchtigt ist.

Ü Die Individualisierbarkeit eines Nicht-Adressaten
iSd Art 230 Abs 4 EGV richtet sich nach der sog
Plaumann-Formel. Danach kann, wer nicht Adres-
sat einer E ist, nur dann geltend machen, von ihr
individuell betroffen zu sein, wenn ihn die E we-
gen bestimmter persönlicher Eigenschaften oder
besonderer, ihn aus dem Kreis der übrigen Perso-
nen herausnehmender Umstände berührt und ihn
daher in ähnlicher Weise individualisiert wie den
Adressaten.44) Hierbei wird insb verlangt, dass
der Kreis der Betroffenen im Zeitpunkt der E nach
Zahl und Personen feststeht. Dies ist insb dann
der Fall, wenn

– der Nicht-Adressat am vorangegangenen Verwal-
tungsverfahren beteiligt war;45)

– der Nicht-Adressat durch die E eine erheblich
spürbare Beeinträchtigung seiner Marktposition
erfährt, weil er beispielsweise der einzige Produ-
zent/Importeur eines von der E betroffenen Pro-
dukts ist;

– das die anzufechtende E erlassende Organ die
Rechtsposition/Lage des Nicht-Adressaten zur
Fällung der E hätte mitberücksichtigen müssen;

– der Nicht-Adressat der an einen MS gerichteten E
der Beihilfenempfänger ist, der die rechtswidrige
Beihilfe rückzuerstatten hat.

Bei der Untersuchung, ob die individuelle und unmit-
telbare Betroffenheit eines Nicht-Adressaten einer E
vorliegt, darf nicht übersehen werden, dass es nach ei-
ner Phase der Ausweitung der aktiven Klagslegitima-
tion in den 70er und 80er Jahren des vorigen Jahrhun-
derts, in denen zT die individuelle Betroffenheit durch
das Abstellen auf die gemeinschaftsrechtlich gewähr-
leisteten Grundfreiheiten46) oder auf Grundrechtsein-
griffe,47) welche im Einzelfall-U Jégo Quéré48) gleichsam
ihren Höhepunkt fand, in jüngerer Zeit zu einer deut-
lich restriktiveren Rspr gekommen ist, die teilweise
wieder ausdrücklich auf die Plaumann-Formel abstellt.
Um daher mit einer Klage gegen die E eines Gemein-
schaftsorgans, die nicht an einen selbst gerichtet ist,
dennoch durchzudringen, sollte man zu dem Kreis
der abschließend nach Zahl und Person definierten Be-
troffenen zählen. Die weiteren in der Judikatur der
letzten 30 Jahre vorzufindenden Argumente, die die
Individualisierbarkeit gründen (Verfahrensbeteiligung,
Beeinträchtigung der Marktposition, etc)49), sind dar-
über hinaus zum Nachweis der individuellen Betrof-
fenheit wohl nützlich, jedoch nicht alleine ausschlag-
gebend.

D. Klagslegitimation eines Unternehmens
gegen die Entscheidung der Kommission

1. Ablehnung = Genehmigung
Zunächst stellt sich die Frage, ob es einen Unterschied
macht, ob die mit einer Nichtigkeitsklage zu bekämp-
fende E der Kom einen NAP genehmigt oder ablehnt.
Betrachtet man hierzu allerdings die E-Praxis der Kom-
mission, so stellt sich diese Frage nur auf den ersten
Blick: Lehnt nämlich die Kom einen NAP ab, so schreibt
sie in aller Regel dem betroffenen MS sehr präzise vor,
welche Vorgaben er bei der Überarbeitung und Neufas-
sung des NAP einhalten müsse, sodass der dann noch-
mals vorgelegte NAP auch genehmigt werden würde.
Dies kann anhand der E der Kom v 2. 4. 2007 über
den österr NAP50) eindrucksvoll illustriert werden.

So lautet bspw Art 2 dieser E: „Die Kommission wird
keine Einwände gegen den nationalen Zuteilungsplan erhe-
ben, wenn unter Vermeidung von Ungleichbehandlung fol-
gende Änderungen vorgenommen oder der Kommission un-
verzüglich unter Berücksichtigung der Fristenmitgeteilt wer-
den, die erforderlich sind, umdie einzelstaatlichen Verfahren
ohne schuldhafte Verzögerung durchzuführen: [. . .]“.

Art 3 der E lautet: „[. . .] alle sonstigen Änderungen
des nationalen Zuteilungsplans, die der Beseitigung der
in Artikel 1 genannten Mängel dienen, aber nicht den in
Artikel 2 genannten Änderungen entsprechen, sind unver-
züglich [. . .] mitzuteilen [. . .] und bedürfen gem Artikel 9
Absatz 3 der Richtlinie der vorherigen Zustimmung der
Kommission. Andere Änderungen des nationalen Zutei-
lungsplans, die nicht der Beachtung von Artikel 2 dienen,
sind unzulässig“.

Diese E-Praxis der Kom ist bereits vom EuG scharf
kritisiert worden.51) Nichtsdestotrotz scheint die Kom
an dieser Praxis festzuhalten.52) Diese E-Praxis der
Kom ist hinsichtlich ihrer Rechtsrichtigkeit nicht Ge-
genstand dieses Beitrags, führt aber im Ergebnis dazu,
dass genehmigende E hinsichtlich eines NAP für die Be-
wertung der Zulässigkeit der Nichtigkeitsklage genauso
wie ablehnende E zu behandeln sind: Dadurch, dass die
Kom in den ablehnenden E detailliert festhält, welche
Änderungen der jeweilige MS vorzunehmen hat, um
den Entwurf des NAP in einen „genehmigbaren“ Zu-

44) EuGH Rs 25/62, Plaumann/Kommission.
45) Einen Unterfall stellen jene Fälle dar, in denen der spätere Kl in der E

namentlich genannt wird (zB EuGH Rs 138/79, Roquette Fréres/Rat;
EuGH Rs 139/80, Maizena/Rat).

46) ZB EuGH Rs-C 306/93, Rz 24, SMW Wintersekt/Rheinland-Pfalz.
47) EuGH Rs-C 10/95, Rz 43, Asocarne/Rat.
48) EuG Rs T-177/01, Jégo Quéré/Kommission.
49) Vgl dazu die kurzgefasste, aber sehr übersichtliche Zusammenstel-

lung von Rspr und Lit bei Cremer in: Calliess/Ruffert, Art 230 EG
Rz 50 ff.

50) E der Kom v 2. 4. 2007 über den nationalen Plan zur Zuteilung von
Treibhausgasemissionszertifikaten, die in Österreich gem der RL
2003/87/EG des EP und des Rats übermittelt hat.

51) EuG Rs T-178/05, Rz 72 f, Vereinigtes Königreich/Kommission.
52) Vgl in diesem Zusammenhang die im zuvor zitierten EuG-Verfahren

ergangene erste E der Kom und die nach der Rüge des Gerichts ge-
änderte Kommissions-E, die sich – ohne nähere und va stichhaltige
Begründung – der Auffassung des EuG offensiv widersetzt: „. . . the
court dealt with this issue in point 72of his judgments. However, this
extension of the deadline [. . .] is a ‚cut-off ,-deadline as mentioned
above. [. . .]“. Ähnlich liest sich auch die fünfte Begründungserwä-
gung: „Against the backdrop of the court’s findings as mentioned
above, the Commission hearby confirms its interpretation of the di-
rective [. . .]“; vgl dazu auch die Ausführungen von Bezemek, Hybride
Rechtsakte und normative Zuteilungspläne, ZfV 2007, 616.
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stand zu versetzen, verbleibt dem Adressaten einer sol-
chen E kein nennenswerter Entscheidungsspielraum,
möchte er nicht gleichzeitig eine Verletzung des Ver-
trags, insb der Loyalitätspflicht des Art 10 EGV, bege-
hen. Im Ergebnis bedeutet dies allerdings nichts ande-
res, als dass die Kom in ihrer ablehnenden E bereits
den Inhalt des NAP vorgibt, den sie (bei entsprechender
Überarbeitung durch den betreffenden MS) zu geneh-
migen, zumindest aber nicht abzulehnen, gedenkt: Ob
daher eine positive oder negative E der Kom ergeht,
macht im Endeffekt lediglich einen Unterschied in der
zeitlichen Abfolge, jedoch keinen inhaltlichen.

2. Ablehnung des österr NAP –

der konkrete Anlassfall
Mit E v 2. 4. 2007 lehnte die Kom die Genehmigung des
österr NAP für die Handelsperiode 2008–2012 ab, da er
nach Ansicht der Kom nicht mit den Kriterien des
Anh III der Emissionshandels-RL vereinbar wäre. Diese
E ist – wie die Kom darin selbst festhält – ausschließlich
an die Republik Österreich gerichtet, dass dieser daher
ein Anfechtungsrecht gem Art 230 EGV zukommt, ist
offensichtlich. Jedoch ist mE auch den vom NAP be-
troffenen, also allen am Emissionshandelssystem teil-
nehmenden Unternehmen ein Klagerecht gem Art 230
Abs 4 EGVeinzuräumen, da die oben unter Pkt C.5. zu-
sammengefassten Voraussetzungen wie im Folgenden
zu zeigen sein wird, vorliegen.

Sowohl aus dem Gemeinschaftsrecht direkt (Anh III
Pkt 10 Emissionshandels-RL) als auch aus dem in Um-
setzung dieser RL ergangenen EZG ergibt sich eine Ver-
pflichtung Österreichs, eine Liste sämtlicher unter das
EZG und die Emissionshandels-RL fallenden Anlagen
unter Angabe der Anzahl der Emissionszertifikate, die
für die einzelnen Anlagen vorgesehen sind, dem NAP
beizufügen oder in diesen zu integrieren. Diese Liste
bildet somit einen Teil des NAP und damit gleichzeitig
einen Bestandteil der von der Kom getroffenen Geneh-
migungs- oder Ablehnungsentscheidung. Aus den allge-
meinen Grundsätzen der Vertragstreue und Loyalität
(va Art 10 EGV) ergibt sich eine Bindung der jeweiligen
MS an den genehmigten oder – wie im gegenständli-
chen Fall – mit Auflagen zu überarbeitenden NAP.
Das bedeutet jedoch gleichzeitig, dass bei der tatsächli-
chen Zuteilung der Zertifikate keine Abweichungen von
den bereits im NAP festgeschriebenen Zuteilungsmen-
gen möglich sind.53)

Vor diesem Hintergrund ist von den drei beim nicht
privilegierten Kl vorliegenden Voraussetzungen des
Art 230 Abs 4 EGV jedenfalls die Betroffenheit iSe Be-
schwer der in der Liste gem Anh III Pkt 10 der Emissi-
onshandels-RL oder § 11 Abs 6 EZG enthaltenen Un-
ternehmen gegeben.54) Nach der Judikatur des EuGH
ist die Unmittelbarkeit für einen Nicht-Adressaten einer
E eines Gemeinschaftsorgans immer dann gegeben,
wenn eine gemeinschaftsrechtliche Pflicht des Adressa-
ten (im gegenständlichen Fall die Republik Österreich)
zur Umsetzung der E besteht, ohne dass diesem ein Er-
messensspielraum eingeräumt ist, und der Nicht-
Adressat von den Rechtsfolgen der E beeinträchtigt ist.
Hinsichtlich der E der Kom über einen NAP ergibt sich
die Umsetzungspflicht des jeweiligen MS bereits aus

den Grundsätzen der Vertragstreue und der Loyalität
gem Art 10 EG. Wie bereits oben unter Pkt D.1. ausge-
führt, besteht im Wesentlichen kein Ermessensspiel-
raum der MS, unabhängig davon, ob es sich um eine
ablehnende oder eine genehmigende E der Kom han-
delt. Die Beeinträchtigung der im NAP genannten Un-
ternehmer durch die Rechtsfolgen der E ergibt sich aus
der Systematik des Emissionshandelssystems, welches
aus vorrangig umweltpolitischen Gründen mit der Len-
kungsmaßnahme der Beschränkung der unternehmeri-
schen Freiheiten den Ausstoß von CO2 und damit
gleichzeitig das Produktionsvolumen der jeweiligen Un-
ternehmen begrenzt.55) Art 3 Abs 1 der Kommissions-E
sieht eine Deckelung der Gesamtmenge von ca 30,7 Mio
Tonnen vor, die im Ergebnis bei Umsetzung der Kom-
missions-E zu einer Verkürzung der im ersten Entwurf
des NAP vorgesehenen Mengen für die einzelnen Un-
ternehmer führen würde. Nun liegt das Gegenargument
auf der Hand, dass dies nicht automatisch bedeuten
muss, dass sämtliche in der Liste des NAP enthaltenen
Unternehmen weniger Emissionszertifikate zugeteilt
bekommenmüssen. Nach den Vorgaben der Emissions-
handels-RL, wie auch aufgrund des allgemeinen ge-
meinschaftsrechtlichen Diskriminierungsverbots, kann
jedoch die aufgrund der Deckelung notwendige Kür-
zung nur gleichmäßig auf alle in der Liste enthaltenen
Unternehmen erfolgen. Damit liegt jedenfalls eine un-
mittelbare Betroffenheit der in dem NAP genannten
Unternehmen vor.56)

In Bezug auf die individuelle Betroffenheit der einzel-
nen betroffenen Unternehmen verbleibt nunmehr ledig-
lich, deren Herausragen aus dem Kreis der übrigen Per-
sonen zu untersuchen. ME ist die von Art 230 Abs 4
EGV geforderte Individualisierbarkeit dieser Unterneh-
men schon alleine aufgrund der abschließenden Auflis-
tung imNAP selbst zu bejahen.57) Dass es in der Systema-
tik des österr EZG noch nachfolgende Umsetzungs-
rechtsakte gibt (die freilich bei innerstaatlichen Instanzen
zu bekämpfen wären), steht dieser Ansicht nicht entge-
gen, da einerseits –wie ausführlich dargelegt – den natio-
nalen Beh so gut wie kein Ermessensspielraum hinsicht-
lich der Emissionszertifikatsempfänger und der jeweili-
gen Quoten zukommt und diese Umsetzungsakte mehr
den Charakter bloßer Formalakte haben. Andererseits
sind die nach § 13 EZG notwendigen Rechtsakte (und

53) Diese Struktur bildet – wie oben unter A. bereits ausgeführt – auch
§ 13 EZG ab: Es wird ein NAP erstellt, der von der Kom genehmigt
wird. Auf Basis dieses NAP ist eine Zuteilungs-V zu erlassen, auf Ba-
sis dieser Zuteilungs-V wird mit einem individuellen Rechtsakt, näm-
lich einem Bescheid, die Zuteilung direkt an die Anlagenbetreiber vor-
genommen. Die mit Bescheid zuzuteilende Menge an Emissionshan-
delszertifikaten ist in der Zuteilungs-V festgeschrieben, die die ent-
sprechenden Festlegungen des NAP übernimmt.

54) Vgl hierzu aber den Beschluss des EuG v 30. 4. 2007, mit dem die
Beschwer bei einem ähnlichen Sachverhalt zum dNAP verneint wird
(Rs T-387/04, EnBW/Kommission).

55) Siehe dazu im Überblick Pflüglmayer, Vom Kyoto-Protokoll zum
Emissionshandel, in: Schriftenreihe des Energieinstitutes an der Jo-
hannes Kepler Universität Linz, Bd 8, 4 ff u 102 ff.

56) So auch Margit Maria Karollus, Rechtsfragen der Genehmigung des
nationalen Zuteilungsplans durch die Europäische Kommission, in:
Energieinstitut an der Johannes Kepler Universität Linz, Serie Um-
weltrecht, ProLibris.at, 56.

57) Zustimmend Margit Maria Karollus, Rechtsfragen der Genehmigung
des nationalen Zuteilungsplans durch die Europäische Kom in: Ener-
gieinstitut an der Johannes Kepler Universität Linz, Serie Umwelt-
recht, ProLibris.at, 56.
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va die Zweistufigkeit des nationalen Zuteilungsverfah-
rens) bloß aus dem österr Verständnis des verfassungsge-
setzlichen Determinierungsgebots heraus erklärbar und
– durch die gemeinschaftsrechtliche Brille betrachtet –
eventuell unbeachtlich, da eben die eigentliche Umset-
zung der wesentlichen Inhalte der Emissionshandels-
RL (Empfänger und Quoten) bereits im NAP erfolgt.

Daneben besteht die individuelle Betroffenheit auch
darin, dass die Kom die Rechtsposition der im NAP auf-
gelisteten Unternehmen entsprechend berücksichtigen
muss. Dies kommt va in Anh III der Emissionshan-
dels-RL zweifelsfrei zum Ausdruck, nach dessen Krite-
rien gem Art 9 bei der Überprüfung der NAP vorzuge-
hen ist. So verlangt nämlich Anh III Pkt 5., dass der
Plan Unternehmen oder Sektoren nicht in einer Weise
unterschiedlich behandeln darf, dass bestimmte Unter-
nehmen oder Tätigkeiten ungerechtfertigt bevorzugt
werden und zielt damit auf die Einhaltung des Beihil-
fenverbots nach den Art 87 und 88 EG ab. Dies führt
zwangsläufig zu einer Prüfung der beihilfen- und wett-
bewerbsrechtlichen Situation der in der Liste enthalte-
nen Unternehmen durch die Kommission. Damit ist
im Lichte der oben unter Pkt C. untersuchten Judikatur
hinsichtlich der gegen Österreich gerichteten ablehnen-
den Kommissions-E v 2. 4. 2007 bereits eine ausrei-
chende Individualisierbarkeit gegeben.58)

E. Zusammenfassung

Als Ergebnis ist daher festzuhalten, dass im österr Sys-
tem aufgrund der weitreichenden Determinierung der
Empfänger von Emissionszertifikaten wie auch der zu-
zuteilenden Quoten durch den österr NAP eine ausrei-
chende Individualisiertheit der im NAP aufgelisteten
Unternehmen gegeben und somit die Klagslegitimation
gegen die E der Kom über den NAP zu bejahen ist. Be-
hält die Kom obendrein ihre E-Praxis der detaillierten
Vorschreibung „zulässiger Änderungsvorschläge“ in ab-

lehnenden E bei, spielt es für die Zulässigkeit von Kla-
gen natürlicher oder juristischer Personen keine Rolle,
ob es sich um ablehnende oder genehmigende E han-
delt. Gleichwohl kann dadurch nicht ausgeschlossen
werden, dass die europäische Rspr, die diese Ausle-
gungspraxis der Kom bereits kritisiert hat,59) diese
Rechtsansicht nicht teilt und den MS einen weit größe-
ren (Ermessens-)Spielraum als die Kom zubilligt. In
diesem Fall wäre einer auf Art 230 Abs 4 EGV gestütz-
ten Klage wohl die Zulässigkeit zu versagen und das be-
troffene Unternehmen müsste sich im nationalen
Rechtsweg gegen die Umsetzung der Kommissions-E
durch bspw die Anfechtung der Zuteilungs-V oder der
jeweiligen Zuteilungsbescheide zur Wehr setzen.

Zur Beantwortung der Frage, aus welchen Gründen
ein Unternehmen eine Nichtigkeitsklage direkt gegen
die Kommissions-E erheben könnte, muss das rein ju-
ristische Parkett verlassen werden. Ein Erfolg einer
Klage eines betroffenen Unternehmens hätte zwar zur
Folge, dass das Verfahren in das Stadium vor Erlassung
der bekämpften E zurücktreten würde und die Kom
nochmals entscheiden müsste (und dabei an die Rechts-
ansicht des EuG gebunden wäre60)). Dies bedeutet aber
nicht automatisch, dass es zu einer in der Sache anderen
E kommt. Auf einer politischen Ebene eröffnet es aber
die Möglichkeit, auf die jeweiligen MS Druck auszu-
üben, NAP zu erstellen, die den gemeinschaftsrechtli-
chen Vorgaben entsprechen, da das bloße Verstreichen-
lassen der Klagsfrist durch die MS mit einer auf Art 230
Abs 4 EGV gestützten Klage umgangen werden kann.

Ü

Ü In Kürze
Aufgrund der weitreichenden Determinierung der Empfän-
ger von Emissionshandelszertifikaten ist eine Anfechtung
der Kommissions-E über die Genehmigung/Nichtgeneh-
migung des Nationalen Zuteilungsplans mit Nichtigkeits-
klage nach Art 230 EGV auch durch betroffene Unterneh-
men zulässig. Dies kann ein – freilich auf politischer Ebene
– zusätzliches Argument für den einzelnen MS sein, ge-
meinschaftsrechtskonforme NAP zu erstellen und ge-
meinschaftsrechtswidrige Kommissions-E in diesem Be-
reich selbst zu bekämpfen.
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58) Siehe in diesem Zusammenhang auch die nur kursorisch in einer
Fußnote enthaltenen Überlegungen, ob eine solche Argumentation
Auswirkungen auf ein allfälliges Beihilfenverfahren haben kann, von
Margit Maria Karollus, Rechtsfragen der Genehmigung des nationa-
len Zuteilungsplans durch die Europäische Kommission, in: Energie-
institut an der Johannes Kepler Universität Linz, 57.

59) EuG Rs T-158/05, Rz 72 f, Vereinigtes Königreich/Kommission.
60) Dass dies mitunter bloße Theorie ist, zeigt das in FN 52 geschilderte

Vorgehen der Kommission.
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